Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 1237 


Der Bundesminister der Finanzen 
II A/1 — A 0213 — 134/54 


Bonn, den 1. März 1955 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


betr. Übersicht über die über- und außerplanmäßigen 
Haushaltsausgaben im 3. Vierteljahr des Rech- 
nungsjahres 1954 


Auf Grund des § 33 Absatz 1 RHO überreiche ich die Übersicht über 
die über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben im Betrage von 
10 000 DM und darüber für das 3. Vierteljahr des Rechnungsjahres 
1954. 


Sdiäffer 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Allf»in vertrieb: Dr. Hans Hefier. Bad Godesberg, 



Übersicht 

über die über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben im 3. Vierteljahr des 
Rechnungsjahres 1954 im Betrage von 10 000 DM und darüber 


Haushalts- 
Kap. betrag 

Tit. (96 V. H.) 1954 

i 

I DM 


An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gab emitt ein sind 
zugewiesen 

DM 


Begründung 


02 01 
300 


5 301 504,— 


02 0 ^ 
950 


201 600,— 


I 


Einzelplan 02 — Deutscher Bundestag — 


2 120 000 ,— 


Aufwandsentschädigung für die Präsidenten und 
Abgeordneten des Deutschen Bundestages 

Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß auf 
Grund des Gesetzes über die Entschädigung der 
Mitglieder des Deutschen Bundestages vom 24. Juni 
1954 und der hierzu erlassenen Ausführungs- 
bestimmungen vom 23. Juli 1954 mit Wirkung vom 
1. Juni 1954 die monatliche Aufwandsentschädi- 
gung der Mitglieder des Deutschen Bundestages 
von 600 auf 750 DM und der Unkostensatz von 
500 auf 700 DM erhöht worden sind. Der für das 
laufende Rechnungsjahr veranschlagte Ansatz ba- 
sierte noch auf den alten Diätensätzen. 

Die Ausgabe ist zwangsläufig, sie war bei Auf- 
stellung des Haushaltsplans 1954 nicht vorauszu- 
sehen. 


293 400, — I Kosten der Bundesversammlung 

I Die Mehrausgabe beruht darauf, daß die zunächst 
in Bonn vorgesehene Bundesversammlung durch 
Entscheidung des Präsidenten des Deutschen 
Bundestages nach Berlin einberufen wurde. Die 
Mehraufwendungen waren insbesondere auf die 
höheren Fahrkosten und Tagegelder für die Mit- 
i glieder der Bundesversammlung sowie für deren 
! Kraftfahrer zurückzuführen. Außerdem ergaben 

I sich zusätzliche Kosten für Flüge der Delegierten 
! (einschl. Unfallversicherung) sowie Reisekosten der 
I zur Vorbereitung und Durchführung nach Berlin 
abgeordneten Beamten und Angestellten der Ver- 
waltung des Deutschen Bundestages. Ferner wur- 
den besondere Aufwendungen für die Anmietung 
i und Herrichtung des Versammlungsraumes not- 

; wendig. 

' Die Mehrausgabe war unabweisbar; sie war bei 
Aufstellung des Haushaltsplans 1954 nicht voraus- 
! Zusehen. 


^0]_i 

206 i 


Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 

89 856, — 51 000, — Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und 

Diensträumen 

I Auf dem Grundstück Ecke Koblenzer Straße 141/ 
I Görresstraße ist im Dezember 1951 ein PfÖrtner- 
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An über- und 



Haushalts- 

*) außerplan- 
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(96 V. H.) 1954 

mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 

Begründung 


i 

zugewiesen 



DM 

DM 



noch Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 

häuschen errichtet worden. Die Görresstraße ist 
I eine von der Stadt Bonn neu angelegte Straße. Die 
Stadt Bonn fordert daher auf Grund des § 15 des 
Fluchtliniengesetzes vom 2. Juli 1875 die Kosten der 
1 : Freilegung des Straßenausbaues usw. entsprechend 

der Frontlänge des Grundstückes in Höhe von 
51 160,42 DM. Die Ausgabe ist unabweisbar und 
war nicht vorauszusehen. 


04 03 I 71 040, — i 35 000, — i Beschäftigungsvergütungen, Trennungsentschädi- 

“^03 “! gungen, Fahrkostenersatz und Verpflegungszu- 

schüsse sowie Fahrkosten für auswärtigen 
I Familienbesuch für Beamte, Angestellte und 

Arbeiter 

I ! Die Zahl der bisherigen Trennungsentschädigungs- 

! I empfänger hat infolge unerwartet geringer Woh- 

nungszuweisungen im Laufe des Rechnungsjahres 
' 1954 nicht indem vorausgesetzten Maß abgenommen. 

Ferner ist eine größere Zahl von Amtsangehörigen 
. i infolge anderweitiger vorteilhafterer Angebote 

aus dem hiesigen Dienst ausgeschieden, was in 
* vielen Fällen Einstellungen unter Gewährung von 

Trennungsentschädigung bedingte, die ebenfalls 
nicht voraussehbar waren. Die Ausgaben sind un- 
i : abweisbar. 


04 04 I 76 800, — 174 050, — Geschäftsbedürfnisse 

200 Um die rechtzeitige Aufstellung deutscher Streit- 

kräfte vorzubereiten, müssen die vorliegenden und 
laufend eingehenden Bewerbungen um Ver- 
wendung im militärischen Dienst nach einheit- 
lichen Richtlinien nunmehr ausgewertet werden. 
Hierzu ist die Versendung von Fragebogen, die 
in der Dienststelle entwickelt worden sind, an die 
Bewerber notwendig. Ferner müssen Referenzen 
und Strafregisterauszüge eingeholt werden. Für 
diese dringend erforderlichen Vorarbeiten müssen 
sofort folgende Maßnahmen durchgeführt werden: 
Druck von Bewerbungs- und Auskunftsbogen so- 
wie von Strafregisterauszügen 67 250, — DM 

Beschaffung von Stehordnem, Ein- 
1 hängeheftern und Flachsich t- 

I karteien 106 800, — DM 

insgesamt 174 050, — DM. 

Die Ausgaben sind unabweisbar und waren bei der 
Aufstellung des Haushaltsplans 1954 nicht vor- 
herzusehen. Sie mußten daher überplanmäßig ge- 
nehmigt werden. 
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noch Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 


91 200,— 


143 400,— 


Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fern- 
meldeanlagen sowie Rundfunkgebühren 

Um die rechtzeitige Aufstellung deutscher Streit- 
kräfte vorzubereiten, müssen die vorliegenden und 
laufend eingehenden Bewerbungen um Verwen- 
dung im militärischen Dienst nunmehr sofort be- 
arbeitet werden. Durch Versendung von Frage- 
bogen und Anforderung von Strafregisterauszügen 
entstehen unabweisbar sehr hohe Portokosten, die 
bei der Aufstellung des Haushaltsplans 1954 
nicht vorherzusehen waren. Die Mittel hierfür 
mußten daher überplanmäßig genehmigt werden. 


38 400,— 


20 000 ,— 


Unterhaltung der Gebäude 


I Das Schieferdach auf dem Hauptgebäude-Altbau 
j der Ermekeilkaserne ist sehr schadhaft. Durch ein- 
j dringendes Wasser sind weitere Teile der Decken 
abgestürzt. Zur Vermeidung von Personen- und 
Sachschäden durch herabfallende Dachschiefer oder 
Deckenputz ist es unabweisbar notwendig, sofort 
die dringendsten Instandsetzungsarbeiten auszu- 
führen. Bei Aufstellung des Haushaltsplans für 1954 
j konnte die Notwendigkeit der Ausgaben noch nicht 
j vorhergesehen werden. Sie mußten daher über- 
I planmäßig genehmigt werden. 


22 080,— 


20 000 ,— 


Reisekostenvergütungen 
b) Auslandsreisen 

Die politische Entwicklung hat in einem nicht vor- 
auszusehenden Ausmaß zur Teilnahme von Ver- 
tretern der Dienststelle Blank an internationalen 
Konferenzen sowie zu Reisen auf Grund von Ein- 
ladungen hoher militärischer Dienststellen auslän- 
discher Mächte geführt. Die Mehrausgaben für 
diese erhöhte Reisetätigkeit waren unabweisbar, 
ihr Umfang war bei Aufstellung des Haushalts- 
plans 1954 nicht vorherzusehen; sie mußten des- 
halb überplanmäßig genehmigt werden. 


*) 47 000,— 


Zweite Phase der vorbereitenden Untersuchungen 
und Pläne auf den Gebieten des Auswahl- und An- 
nahmeverfahrens sowie der Einweisungslehrgänge 
für Soldaten, die als Offiziere und Unteroffiziere 
bei der Aufstellung der Kader künftiger deutscher 
Streitkräfte benötigt werden 

Es ist zwingend notwendig, die vorbereitenden 
Untersuchungen und Pläne auf den Gebieten des 
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noch Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 

' Auswahl- und Annahmeverfahrens sowie der Ein- 

i Weisungslehrgänge für Soldaten, die als Offiziere 

und Unteroffiziere bei der Aufstellung der Kader 
deutscher Streitkräfte benötigt werden, weiterzu- 
führen. Die hierfür erforderlichen Ausgaben sind 
unabweisbar, ihre Notwendigkeit konnte bei der 
Aufstellung des Haushaltsvoranschlags 1954 nicht 
vorhergesehen werden. 

53 760, — i 88 800, — Erstmalige Anschaffung von Einrichtungsgegen- 

ständen 

Yon den nach Auflösung des Interimsausschusses 
in Paris freigewordenen Fachkräften werden 99 
für die der Dienststelle in Bonn obliegenden Pla- 
! nungsarbeiten für die jetzt vorgesehene Lösung 

I auf dem Gebiet der Verteidigung dringend be- 

I nötigt. Für sie müssen sowohl Büroeinrichtungen 

I als auch Schränke zum Aufbewahren der über- 

I wiegend streng geheimen Arbeitsunterlagen neu 

i beschafft werden. Die Ausgaben für diese Beschaf- 

fung sind unabweisbar und unaufschiebbar not- 
wendig. Bei Aufstellung des Haushaltsplans 1954 
konnte die Notwendigkeit dieser Ausgaben nicht 
vorhergesehen werden. 

— *) 16 000, — Beschaffung von verwaltungseigenen Fernmelde- 

anlagen, soweit die Ausgaben nicht zu den Bau- 
kosten gehören 

I Der von der Bundespost in einigen Teilen der 

I ; Bundesrepublik eingeführte Landesfernwahldienst 

macht den Einbau von Mitlaufwerken in den auto- 
I matischen Fernsprechzentralen erforderlich, um 
! I auf diese Weise die unkontrollierte Führung von 

privaten Ferngesprächen über den Dienstfern- 
I Sprecher zu verhindern. Die hierfür erforderlichen 

1 Ausgaben sind, um erhebliche Schädigungen der 

Staatskasse zu vermeiden, unabweisbar, ihre Not- 
j ' Wendigkeit konnte bei der Aufstellung des Haus- 

I haltsvoranschlags 1954 nicht vorhergesehen werden. 

— I *) 24 000, — I Zur Vorbereitung und Durchführung der Be- 

arbeitung und Auswertung der Bewerbungen um 
i Verwendung im Dienst künftiger deutscher Streit- 

kräfte, Kosten der erstmaligen Anschaffung von 
; Stahlregalen für die Einrichtung einer Bogen- 

j I kammer 

I I Die zahlreichen vorliegenden und laufend ein- 

I j gehenden Bewerbungen um Verwendung im mili- 

I j tärischen Dienst der künftigen deutschen Streit- 

j I kräfte müssen in einer besonderen Bogenkammer 

auf bewahrt werden, die mit Stahlregalen einzu- 
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noch Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 


1 569 792 — 
240 000 — 


34 752— i 

i 


4 800 — 


420 000,— 
58 400,— 


11 250,— 


I 


20 000 ,— 


richten ist. Die Ausgaben sind unabweisbar und 
waren bei der Aufstellung des Haushaltsplans 
1954 nicht vorherzusehen. Sie mußten daher außer- 
planmäßig genehmigt werden. 

Dienstbezüge der nichtbeamteten Kräfte 
a) Vergütungen der Angestellten 
Beschäftigungsvergütungen, Trennungsentschädi- 
gungen, Fahrkostenersatz und Verpflegungszu- 
schüsse sowie Fahrkosten für auswärtigen Fa- 
milienbesuch für Beamte, Angestellte und Arbeiter 
Da die der Außenabteilung Koblenz übertragenen 
vorbereitenden Arbeiten im Verteidigungsauf- 
gabenbereich sowie die vermehrten Dienstgeschäfte 
im Besatzungsaufgabengebiet mit dem vorhan- 
denen Personal nicht mehr bewältigt werden konn- 
ten — dieser Sachverhalt ist auch durch den 
Prüfungsbericht des Bundesbeauftragten für Wirt- 
schaftlichkeit in der Verwaltung vom Dezember 
1953 bestätigt worden — ließ sich die Bereitstellung 
von zusätzlichen Kräften, und zwar von 38 An- 
gestellten für den Verteidigungsaufgabenbereich 
und von 14 Angestellten für den Besatzungsauf- 
gabenbereich, zusammen von 52 Angestellten, nicht 
umgehen. Die aus der Neueinstellung sich ergeben- 
den unabweisbaren Mehrausgaben waren bei der 
Aufstellung des Haushalts für 1954 nicht vorher- 
zusehen. 

Reisekostenvergütungen 

a) Inlandsreisen 

Die der Außenabteilung Koblenz übertragenen 
vorbereitenden Aufgaben im Verteidigungsauf- 
gabenbereich machen die Teilnahme der jeweiligen 
Fachbearbeiter zumindest an den wichtigsten Ta- 
gungen, Vorträgen, Besprechungen, Werkver- 
suchen, Funktionsprüfungen, Besichtigungen von 
Produktionsstätten usw. ihres Fachgebietes uner- 
läßlich. Die oft weit entfernten Reiseziele bedingen 
erhebliche Kosten, zu deren Deckung die bisher be- 
willigten Reisekostenmittel nicht ausreichen. 
Außerdem erfordern die ansteigenden Beschaffun- 
gen für die britische Besatzungsmacht ein engeres 
Zusammenarbeiten mit den britischen Dienststellen 
in Herford. Diese Entwicklung war bei der Auf- 
stellung des Haushalts für 1954 nicht vorauszu- 
sehen. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Reisekostenvergütungen 

b) Auslandsreisen 

Die der Außenabteilung Koblenz übertragenen 
vorbereitenden Aufgaben im Verteidigungsauf- 
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noch Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 

I gabenbereich machen es dringend notwendig, alle 

! diejenigen Arbeiten zu fördern, die der recht- 

I zeitigen Sicherstellung des Bedarfs der deutschen 

Streitkräfte dienen. Hierzu gehören u. a. die Be- 
sichtigung von Werken und Produktionsstätten so- 
wie die Teilnahme an Vorträgen und Ausstellun- 
gen im Ausland, um die dortige technische Ent- 
wicklung von Waffen, Geräten, Ausrüstungen, 
Fahrzeugen usw. kennenzulemen und die eigenen 
Kenntnisse zu vervollkommnen. Die unabweisbare 
Mehrausgabe war bei der Aufstellung des Haus- 
halts für 1954 nicht vorherzusehen. 

Bemerkungen zu der 

Übersicht für das 2. Vierteljahr 1954 

j Der BMF hat die ursprünglich genehmigten über- 

I planmäßigen Haushaltsausgaben gekürzt 

bei Tit, 205 von 10 000 auf 8 600 DM, 

bei Tit. 298 von 11 000 auf 8 900 DM, 

bei Tit. 870 von 52 400 auf 44 600 DM. 


720 000,— 


153 600,— 


Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 


240 000, — I Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fern- 
meldeanlagen sowie Rundfunkgebühren 

Die für das Rechnungsjahr 1954 zur Verfügung 
stehenden Mittel reichen zur Deckung des Mehr- 
bedarfs für Fernmeldegebühren, der durch die ein- 
getretene Häufung großer internationaler Konfe- 
renzen und wichtiger Staatsbesuche sowie die 
Auslandsreisen des Herrn Bundeskanzlers und die 
veränderten politischen Verhältnisse (EVG, NATO) 
verursacht worden ist, nicht aus. Es handelt sich 
um zwangsläufige Ausgaben, die nicht vorauszu- 
sehen waren und auch nicht bis zum Rechnungs- 
jahr 1955 zurückgestellt werden können. 


250 000,— 


Außerordentliche und unvorhergesehene Ausgaben 
des auswärtigen Dienstes, die sich aus den Be- 
sonderheiten dieses Dienstzweiges ergeben 

Durch die Ausgaben für Repräsentationen, die die 
Bundesregierung aus Anlaß zahlreicher Staats- 
besuche, insbesondere argentinischer Regierungs- 
vertreter und des griechischen Ministerpräsidenten, 
zu leisten hatte, sind die bei Kap. 05 02 Tit. 399 
zur Verfügung gestellten Haushaltsmittel bereits 
verbraucht. 

Die Mehrausgabe ist zur Deckung der Repräsen- 
tationsausgaben unabweisbar erforderlich, die 
durch den Staatsbesuch chilenischer Regierungs- 
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noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 

Vertreter bereits entstanden und durch die Besuche 
des türkischen Ministerpräsidenten, des japanischen 
Ministerpräsidenten Yoshida, des Kaisers von 
Äthiopien und des Kronprinzen von Jemen noch 
im laufenden Rechnungsjahr zu erwarten sind. Die 
Ausgaben, die bei Aufstellung des Haushaltsplans 
1954 noch nicht vorausgesehen werden konnten, sind 
politisch bedingt und können nicht auf das nächste 
Haushaltsjahr zurückgestellt werden. 



Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


06 01 336 000,— 

304 Mehrausgabe 
in dem abge- 
laufenenRech- 
nungsjahr 
(Vorgriff) 
150 796,02 
185 203,98~ 


06 02 1 3 290 800,— 

(voller Haus- 
haltsbetrag) 


06 13 
apL 305 



100 000, — • Maßnahmen zum Ausgleich überhöhter Fahrkosten 

(Vorgriff) im Verkehr mit Berlin 

Mehrausgabe durch zunehmende Beanspruchung 
der Zuschüsse zum Ausgleich überhöhter Fahr- 
I kosten im Verkehr nach und von Berlin. 

! Die Mehrausgaben waren nicht vorherzusehen. Das 
Bedürfnis ist unabweisbar, um die Zuschuß- 
j gewährung im Interesse der gefährdeten Be- 
diensteten fortsetzen zu können. 

275 000, — Zuschuß für die Deutsche Dienststelle für die Be- 

nachrichtigung der nächsten Angehörigen von Ge- 
fallenen der ehemaligen deutschen Wehrmacht in 
Berlin-Wittenau (Wehrmacht auskunftsstelle) 

Auf Grund der mit anderen Staaten über die Um- 
I bettung Kriegstoter geschlossenen Vereinbarungen 
ist die überplanmäßige Haushaltsausgabe zur Er- 
stellung einer Totenkartei unabweisbar notwendig; 
sie war bei der Aufstellung des Haushaltsplans 1954 
nicht vorherzusehen. 

Einsparung an anderer Stelle. 

*) 91 250, — Personal- und Sachausgaben aus Anlaß eines 

Sonderauftrages des Bundesministeriums für Ver- 
triebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte zur 
Herstellung von Informationsmaterial 

Die Herstellung von Informationsmaterial zur Her- 
ausgabe weiterer Dokumentationsbände über die 
Vertreibung (Flüchtlingsproblem) wurde im Laufe 
des Rechnungsjahres 1954 der besseren Fach- 
aufsicht wegen dem Bundesarchiv in Koblenz über- 
I tragen. Die Mehrausgaben waren deshalb nicht 
I vorherzusehen; sie sind unabweisbar, weil die Her- 
I ausgabe der Dokumentationsbände nicht unter- 
I brochen werden kann und dem Ausland weiterhin 
Unterlagen zur Lösung des Flüchtlingsproblems 
I geliefert werden müssen. Durch die außerplan- 
i mäßige Ausgabe des Betrages bei Tit. apl. 305 und 
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06 25 

268 800,— 

96 200,— 

725 


(Vorgriff) 

06 25 

230 400,— 

122 600,— 

735 


(Vorgriff) 

06 25 

268 800,— 

331 200,— 

743 


(Vorgriff) 

06 25 


*) 670 000,— 

apl. 749 




Begründung 


Einnahme bei Tit. apl. 15 soll vermieden werden, 
daß bei mehreren Titeln für Personal- und Sach- 
ausgaben überplanmäßige Ausgaben entstehen, für 
die sonst Einzelanträge nach § 33 Abs. 1 RHO 
gestellt und bearbeitet werden müßten. 

Deckung durch entsprechende Einnahmen an 
anderer Stelle. 

Instandsetzung der Unterkunft und Außenanlagen 
auf dem ehern. Flugplatz Dedelstorf 

Um die Durchführung der Verstärkung des 
Bundesgrenzschutzes nicht zu gefährden, ist die In- 
standsetzung der Unterkunft auf dem ehern. Flug- 
platz Dedelstorf unabweisbar erforderlich. Bei 
Aufstellung des Haushalts 1954 konnte noch kein 
Kostenanschlag vorliegen, es wurde daher ein ge- 
schätzter Betrag von 280 000 DM veranschlagt. Bei 
Aufstellung des Kostenanschlags hat sich ergeben, 
daß das Ausmaß der Schäden größer war als an- 
genommen werden mußte. Die Mehrausgabe 
konnte daher nicht vorhergesehen werden. 

Instandsetzung der ehern. Kriegsschule und der 
Außenanlagen in Hannover 

Für die Erstinstandsetzung der ehern. Kriegsschule 
sind 353 000 DM erforderlich, um die Schule in be- 
zugsfähigen Zustand zu versetzen. Bei Aufstellung 
des Haushalts 1954 lag ein Kostenanschlag noch 
nicht vor, so daß nur ein geschätzter Betrag von 
240 000 DM vorgesehen wurde. Die Mehrausgabe 
ist unabweisbar, da sonst die Unterbringung der 
Verstärkung des Bundesgrenzschutzes nicht mög- 
lich ist und bei Zurückstellung von Teilarbeiten 
später wesentliche Mehrkosten entstehen werden. 

Instandsetzung einer Unterkunft und der Außen- 
anlagen in Rosenheim, Regensburg, Weiden oder 
Mannheim — 1. Teilbetrag — 

Mehrausgabe für dringende Instandsetzungen in 
der ehern. Pionierkaseme in Rosenheim. Die Aus- 
gabe ist unabweisbar, da die Kaserne für die 
Unterbringung der Verstärkung des Bundesgrenz- 
schutzes benötigt wird. Bei Aufstellung des Haus- 
halts 1954 konnte die Ausgabe nicht vorhergesehen 
werden. 

Erwerb und Instandsetzung einer Unterkunft in 
Grafenau, Bayer. Wald 

Infolge der Durchführung der Verstärkung des 
Bundesgrenzschutzes sind der Erwerb und die In- 
standsetzung der DONAR-Werke in Grafenau zur 
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19 200,-— 


Unterbringung einer Hundertschaft des Bundes- 
grenzschutzes erforderlich. Die Ausgabe konnte bei 
Aufstellung des Haushalts 1954 nicht vorher- 
gesehen werden. Die Ausgabe ist zur Unter- 
bringung der Verstärkung des Bundesgrenzschutzes 
unabweisbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 


*) 62 400,— 


*) 75 000,— 


13 600,— 


Instandsetzung einer Unterkunft und der Außen- 
anlagen in Bodenteich 

Zur Unterbringung einer Hundertschaft im Rah- 
men der Durchführung der Verstärkung des 
Bundesgrenzschutzes ist die Leistung der Ausgabe 
unabweisbar notwendig. Die Belegung der Unter- 
kunft wurde bei Aufstellung der Haushalte nicht 
vorhergesehen. 

Einsparung an anderer Stelle. 

Personal- und Sachausgaben für die Überprüfung 
der Angehörigen der amerikanischen Wach- und 
Arbeitseinheiten in Kaiserslautern nach den Vor- 
schriften der Asylverordnung vom 6. Januar 1953 
(BGBl. I S. 3) 

Die außerplanmäßige Haushaltsausgabe ist erfor- 
derlich zur Durchführung eines Verfahrens nach der 
Asylverordnung, in dem die Flüchtlingseigenschaft 
der Angehörigen der amerikanischen Wach- und 
Arbeitseinheiten geprüft werden soll, um ihnen die 
Möglichkeit zur Auswanderung zu geben. Die Not- 
wendigkeit der Ausgabe war nicht vorherzusehen. 
Die Durchführung des Verfahrens liegt im deut- 
schen Interesse. 

Deckung durch Einnahmen aus Erstattungen der 
Amerikanischen Hohen Kommission, die bei 
Kap. 06 33 Tit. 69 gebucht werden. 

Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fern- 
meldeanlagen sowie Rundfunkgebühren 


Mehrausgabe infolge Erhöhung der Post- und Fern- 
I sprechgebühren sowie durch Versand von Zeit- 
I Schriften, Büchern und Broschüren in erheblich 
I größerem Umfange. Im Rahmen der Aufgaben der 
Bundeszentrale für Heimatdienst besteht ein un- 
abweisbares Bedürfnis für die vermehrte Heraus- 
gabe von Druckschriften, Büchern usw., was vor- 
her, d. h. vor dem vor einiger Zeit erfolgten Um- 
zug aus den unzulänglichen Räumen in der Vik- 
toriastraße aus Raummangel nicht möglich war. 
Die Notwendigkeit der Mehrausgabe war nicht 
1 vorauszusehen. 

I Einsparung an anderer Stelle. 
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noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

06 35 39 360, — | 10 700, — | Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und 

206 I Diensträumen 

' I I Mehrkosten infolge erhöhter Bewirtschaftungs- 

] kosten durch die Anmietung der neuen Dienst- 

j I j räume in Bonn, Königstraße 85. Die Mehrausgabe 

^ ! war nicht vorauszusehen; sie ist im Zusammen- 

I hang mit der Anmietung der neuen Diensträume 

I unabweisbar erforderlich. 

; Einsparung an anderer Stelle. 

Einzelplan 07 — Bundesminister der Justiz — 

07 01 375 648, — 23 700, — j Dienstbezüge der beamteten Hilfskräfte 

103 Auf Grund einer Vereinbarung zwischen der Bun- 

desregierung und dem Britischen Hohen Kommis- 
I j sar, bereits vor Inkrafttreten des Vertrages zur 

I Regelung aus Krieg und Besatzung entstandener 
j Fragen (BGBl. II 1954 S. 187) deutsche Richter als 
I Beisitzer zum Board of Review (Rückerstattungs- 
i I gericht) in Herford abzuordnen, sind mit Wirkung 

I i ab 3. bzw. 16. August 1954 zwei deutsche Richter 

an dieses Gericht abgeordnet worden. Die für die 
j Dauer der Abordnung vom Bund zu tragenden 
Besoldungslasten waren bei Aufstellung des Haus- 
haltsplans 1954 nicht vorauszusehen; sie können 
' nicht bis zur Bewilligung im nächsten Jahreshaus- 

halt zurückgestellt werden. Es ergibt sich deshalb 
ein unabweisbares Bedürfnis zur Leistung einer 
überplanmäßigen Ausgabe. 

Einsparung an anderer Stelle. 

07 01 — *) 20 000, — Beschaffung von verwaltungseigenen Fernmelde- 

apl. 880 anlagen, soweit die Ausgaben nicht zu den Bau- 

kosten gehören 

Die verwaltungseigene Fernsprechanlage des Bun- 
j desjustizministeriums muß nach der von der Bun- 

j despost durchgeführten Einrichtung des Selbst- 

I wählferndienstes durch Aufstellung eines zweiten 

Vermittlungs tisch es (zweiter Arbeitsplatz) erwei- 
: tert werden, weil sämtliche Fernverbindungen 

herangeholt werden müssen und eine Vermitt- 
lungsperson diese Arbeiten ohne erhebliche Ver- 
zögerungen des Fernsprechverkehrs nicht mehr 
bewältigen kann. Eine größere Anzahl von Refe- 
i renten und Sachbearbeitern ist ohne Fernsprech- 

I anschluß. Dies führt zu erheblichen Erschwernissen 

in der Abwicklung der Dienstgeschäfte. Die Fern- 
I Sprechanlage muß daher um 20 Teilnehmer- 

‘ I anschlüsse erweitert werden. Zur Entlastung des 

I Vermittlungspersonals beim Querverbindungsver- 

I kehr ist von der Bundespost allgemein die unmit- 
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noch Einzelplan 07 — Bundesminister der Justiz — 


I telbare Durchwählmöglichkeit bis zum Gesprächs- 
I teilnehmer bei den anderen Bundesministerien ein- 
geführt und hierzu im Bundeshaus ein Knoten- 
amt eingerichtet worden. Für das Bundesjustiz- 
ministerium sind 4 Querverbindungen vorgesehen 
und erforderlich. 

Die bezeichneten Maßnahmen waren bei Auf- 
stellung des Haushaltsplans 1954 nicht vor- 
auszusehen; sie sind dringend und unaufschieb- 
bar, um den dauernden Störungen und Verzöge- 
rungen im Fernsprechverkehr wirksam zu begeg- 
nen. Es ergibt sich deshalb ein unabweisbares Be- 
dürfnis zur Leistung einer außerplanmäßigen Aus- 
gabe, die nicht zurückgestellt werden kann. 
Einsparung an anderer Stelle. 


♦) 10 000 ,— 


Kosten der Vorbereitung der Reform des 
Genossenschaftsrechts 

Nach dem Beschluß des Deutschen Bundestages in 
seiner 34. Sitzung am 19. Juni 1954 und der ent- 
sprechenden Entschließung des Bundesrates in sei- 
ner 125. Sitzung am 2. Juli 1954 hat die Bundes- 
regierung unverzüglich Vorarbeiten zur Reform 
des geltenden Genossenschaftsrechts in Angriff zu 
nehmen. Dadurch ergibt sich das unvorhergesehene 
und unabweisbare Bedürfnis, im Rechnungsjahr 
1954 eine Kommission von 24 Sachverständigen zu 
4 oder 5 eintägigen Sitzungen einzuladen, in denen 
die bei ein^r derartigen Reform auftauchenden be- 
deutenderen Fragen erörtert werden. Voraussicht- 
lich nehmen 10 der Sachverständigen Reisekosten 
in Anspruch. Diese Kosten betragen etwa 10 000 DM. 
Einsparung an anderer Stelle. 


Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 


08 01 

39 552,— 

10 000,— 

201b 



08 05 

38 400,— 

27 000,— 

110 




Unterhaltung und Ersatz der Geräte und Ausstat- 
tungsgegenstände in den Diensträumen 

b) Ersatz 

Wider Erwarten mußten bei der Bundeshaupt- 
kasse wegen starken Verschleißes 2 Rechenmaschi- 
nen ausgesondert werden. Es handelt sich um Mo- 
delle aus den Jahren 1935/1936. Die Überprüfung 
durch einen Mechanikermeister hat ergeben, daß 
die Beseitigung der Mängel — insbesondere Rechen- 
fehler — Kosten verursachen würde, die den Wert 
der Maschinen überstiegen hätten. Die Ausgabe 
war nicht vorauszusehen; sie mußte daher über- 
planmäßig geleistet werden. 

Abfindungen und Ubergangsgelder 

Die Ausgabe wird erforderlich für Beamte, die 
wegen mangelnder Bewährung, Grenzdienst- 
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noch Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 

Untauglichkeit und Nichtbestehens der Verwal- 
tungsprüfungen entlassen werden müssen und noch 
ein Ubergangsgeld erhalten. 


08 05 
115 


1 872 000,— 


880 000,— 


Vergütungen für Mehrleistungen im Abfertigungs- 
dienst 

Die Ausgaben für Mehrleistungen im Abferti- 
gungsdienst wurden bis zum Schluß des Rech- 
nungsjahres 1953 von den Einnahmen bei Kap. 
08 05 — 3 abgesetzt. Erstmalig im Haushaltsplan 
1954 sind sie als Ausgaben bei 0805 — 115 aus- 
gebracht. Bei der Aufstellung des Haushaltsvoran- 
schlags 1954 war noch nicht vorauszusehen, welche 
Höhe diese Ausgaben erreichen würden; insbes. 
konnte nicht vorhergesehen werden, daß sich der 
gesamte Abfertigungsverkehr gegenüber dem Jahr 
1952 in erheblichem Umfang steigern würde. Ver- 
gütungen für Mehrleistungen werden nur dann 
gezahlt, wenn gleichzeitig Gebühren nach der Zoll- 
gebührenordnung erhoben werden. Der Mehraus- 
gabe bei 0805 — 115 stehen daher in jedem Falle 
Mehreinnahmen bei 0805 — 3 gegenüber. 


08 05 
“'298 


302 400,— 


512 000,— 


Zuschuß zur Gemeinschaftsverpflegung 

Die Erhöhung des Zuschusses zur Gemeinschafts- 
verpflegung ab 1. August 1954 bewirkt in der Bun- 
deszollverwaltung neben den Mehrkosten für den 
erhöhten Zuschuß (rd. 180 000 DM) eine erheblich 
höhere Beteiligung an der Gemeinschaftsverpfle- 
gung und auch die Einrichtung von neuen Kan- 
tinen bei Dienststellen, bei denen dies bestim- 
mungsgemäß zulässig ist. Der Mehrbedarf (rd. 
332 000 DM) entspricht einer Zunahme des Teil- 
nehmerkreises von 3000 Personen ab 1. Septem- 
ber 1954. 


08 06 
754 


576 000,— 


56 100, — j Wiederherstellung der Spundwand an der Ein- 
! fahrt IV im Hafen Wilhelmshaven 

Für die Wiederherstellung der Spundwand an der 
IV. Einfahrt in Wilhelmshaven sind nach längeren 
Verhandlungen mit der englischen Besatzungsmacht 
die errechneten Kosten in Höhe von 751 850 DM 
von den Engländern übernommen und erstattet 
worden. Nunmehr sind weitere Haushaltsmittel 
in Höhe von 56 100 DM erforderlich, da die neue 
Spundwand um rd. 5 m verlängert werden muß 
und erhebliche Mengen nach Kriegsende versenk- 
ter Munition von der Baustelle zu räumen waren. 
Um die in Gang befindlichen Arbeiten nicht durch 
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noch Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 

eintretende Sturmfluten zu gefährden, mußten 
umgehend die angeforderten Mittel zur Verfügung 
I gestellt werden. 

1 013 568, — 90 000, — Dienstbezüge der planmäßigen Beamten 

Der Mehrbedarf ist darauf zurückzuführen, daß der 
tatsächliche Bedarf höher ist als der nach der viert- 
letzten Bes.Stufe und nach der Ortsklasse B er- 
rechnete Titelansatz. 

— *) 42 050, — Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie 

Erwerb von Haus- und Baugrundstücken 

Die beantragten Ausgabemittel werden für einen 
Neubau zur Unterbringung der vorh. 4 Kraftwagen 
benötigt. Wegen der ungeklärten Eigentumsver- 
hältnisse des Grundstücks Terrassenstraße wurden 
die Bauarbeiten bisher zurückgestellt. Erst im Ent- 
wurf des Haushaltsplans 1955 ist bei Kap. 0805 
: Tit. 205 ein Betrag von 45 000 DM veranschlagt 

' worden. Da nach einem Bericht des Bundesaus- 

j gleichsamts vom 2. November 1954 die Baufällig- 

keit des jetzigen Unterstellraums trotz Unter- 
I Stützung durch Holzpfähle fortgeschritten ist und 

I nach erneuten Begutachtungen durch das Staats- 

bauamt damit gerechnet werden muß, daß das Ge- 
I bäude einen weiteren Winter nicht übersteht, ist 
I die Ausgabe unabweisbar geworden. 


Einzelplan 09 — Bundesminister für Wirtschaft — 

09 01 — *) 17 500, — Kosten der deutschen Direktoren bei der Weltbank 

apl. 305 I beim Weltwährungsfonds 

Die Bundesrepublik Deutschland ist auf Grund des 
1 Gesetzes vom 28. Juli 1952 (BGBl. II S. 637) 

Mitglied des Internationalen Währungsfonds und 
^ ! der Internationalen Bank für Wiederaufbau und 

j Entwicklung (Weltbank) geworden. Außer den aus- 

! drücklich festgelegten Beitragsverpflichtungen sind 

' i gewisse zusätzliche Aufwendungen erforderlich. 

I ; Nach Ablauf des Wahlabkommens mit Jugoslawien 

■ I am 30. Oktober 1954 hatte die Bundesrepublik mit 

i Beginn der neuen Amtsperiode in beiden Organi- 

sationen auch je einen stellvertretenden Direktor 
I zu stellen. Die Kosten der Vergütung des stellver- 

tretenden Direktors bei der Weltbank mußten zu 
Lasten des Bundeshaushalts übernommen werden. 

! i Mittel hierfür waren nicht veranschlagt. Die Aus- 

gabe war nicht vorauszusehen und unabweisbar. 
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105 600,— j 

i 



*) 400 000, — I Wiederherstellung des Starkstromgebäudes, des 
! Werkstattgebäudes und des Hauptgebäudes 

Durchführung eines zusätzlichen Bauprogramms 
für Berlin gern. Runderlaß BMF vom 17. Mai 1954 
— II A/1 — A 0311 — 4/54 — . 


70 000,— ; 

I 


*) 500 000,— 

I 


Reisekostenvergütungen 
a) Inlandsreisen 

Die unvorhergesehene Mehrausgabe war unabweis- 
bar notwendig und konnte ohne Gefährdung wich- 
tiger Bundesinteressen nicht unterbleiben. Die 
Versicherungsunternehmen und Bausparkassen 
können die DM-Eröffnungsbilanzen und die Bilan- 
zen der folgenden Jahre erst dann aufs teilen, wenn 
die Umstellungsrechnungen vom Bundesaufsichts- 
amt für das Versicherungs- und Bausparwesen ge- 
prüft und bestätigt worden sind. Die interessierten 
Kreise der Wirtschaft dringen deshalb auf einen 
baldigen Abschluß der Prüfungsarbeiten. Das Bun- 
desaufsichtsamt hat die Kommissionen zur Vor- 
nahme der zweckmäßig an Ort und Stelle durch- 
zuführenden Prüfungen vermehren müssen, um 
eine größte Beschleunigung der allerseits als vor- 
dringlich anerkannten Arbeiten zu ermöglichen. 
Die hierdurch bedingte erhöhte Reisetätigkeit und 
der damit verbundene Aufwand an Haushaltsmit- 
teln ließen sich in ihrem Ausmaß bei der Aufstel- 
lung des Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 
1954 noch nicht genügend übersehen. Eine Unter- 
brechung der Prüfungsarbeiten bis zum Beginn des 
nächsten Rechnungsjahres wäre aus wirtschafts- 
politischen Gründen nicht zu vertreten gewesen. 

Aufstockung des Werkstattgebäudes und Aufbau 
eines Scbwingbauses 

Aufbau des Schwinghauses und Teilbetrag für die 
Aufstockung des Werkstattgebäudes. Durchführung 
eines zusätzlichen Bauprogramms für Berlin gern. 
Runderlaß BMF vom 17. Mai 1954 — II A/l-A 
0311 — 4/54 — . 


Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


10 ^ 

205 


7 078,— 



17 000, — Kleinere Neu-y Um- und Erweiterungsbauten, 

sowie Erwerb von Haus- und Baugrundstücken 

Mehr für den Bau einer Unterkunft für die Fahr- 
bereitschaft, da die bisherige Unterkunft stark ge- 
sundheitsgefährdend war. Die Baumaßnahmen 
waren für das Rechnungsjahr 1955 vorgesehen und 
dementsprechend im Entwurf des Haushaltsplans 
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10 01 43 200,— 

298 


10 02 404 160,— 

670 


10 03 25 920,— 

298 


10 10 6 912,— 

298 


1955 bei Kap. 1001 Tit. 205 17 000 DM angefordert. 
Im Hinblick auf die gesundheitliche Gefährdung 
der betreffenden Dienstangehörigen war die Hin- 
ausschiebung des Baues einer Unterkunft für die 
Fahrbereitsdiaft nicht mehr länger zu verantwor- 
ten. Die Mehrausgabe für 1954 war daher unvor- 
hergesehen und unabweisbar. 

Einsparung an anderer Stelle. 

46 900, — Zuschuß zur Gemeinschaftsverpflegung 

Die überplanmäßige Ausgabe ist bedingt durch die 
Erhöhung des Verpflegungszuschusses auf 0,60 DM 
je Kopf und Tag (vgl. Rundschreiben BMI vom 
7. Juli 1954 — 7458 — 4813/54). 

Einsparung an anderer Stelle. 

13 000, — Zuschüsse zur Durchführung und Auswertung be- 

sonderer Erhebungen auf dem Gebiet der Betriebs- 
und Ernährungswirtschaft 

Unvorhersehbare und unabweisbare Mehrausgabe 
bei den Kosten für die besondere Ernteermittlung 
1954, die aus den um 4 v. H. gekürzten Haushalts- 
mitteln durch erforderlich werdende Mehraufwen- 
dungen infolge der ungünstigen Witterungsein- 
flüsse nicht bestritten werden können. 

Einsparung an anderer Stelle. 

I 

14 300, — Zuschuß zur Gemeinschaftsverpflegung 

Die überplanmäßige Ausgabe ist bedingt durch die 
Erhöhung des Verpflegungszuschusses auf 0,60 DM 
je Kopf und Tag (vgl. Rundschreiben BMI vom 
I 7. Juli 1954 — 7458 — 4813/54). 

I Einsparung an anderer Stelle. 

21 700, — j Zuschuß zur Gemeinschaftsverpflegung 

! Unvermeidbarer und unvorhergesehener Mehr- 
bedarf infolge Erhöhung des Essenszuschusses ab 
1. August 1954 von 0,30 auf 0,60 DM pro Kopf und 
Tag gern. Rundschreiben BMI vom 7. Juli 1954 — 
7458 — 4813/54. 

I Einsparung an anderer Stelle. 


Einzelplan 11 — Bundesminister für Arbeit — 


1101 j 36 480,— 
298 


37 520,— 


Zuschuß zur Gemeinschaftsverpflegung 

Die Mehrausgabe wurde durch die Neuregelung 
des Zuschusses zur Gemeinschaftsverpflegung er- 
forderlich, die vom 1. August 1954 ab gültig ist. 

Einsparung an anderer Stelle. 
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1107 

107 186,37 

35 000,— 

Erstmalige Anschaffung von Einrichtungsgegen- 

870 



ständen 


— Reste 
laus dem 
Vorjahr — 


Bei Aufstellung des Haushaltsplans 1953 stand noch 
nicht fest, ob das Bundessozialgericht in einem 
Neubau oder in einem vorhandenen Gebäude un- 
tergebracht werden würde. Infolgedessen konnten 
auch die Kosten für die erstmalige Ausstattung 


des Dienstgebäudes mit Mobiliar und Geräten, ins- 
besondere für die Sitzungssäle und Amtszimmer 
der Bundesrichter, nur geschätzt werden. Die Mehr- 
kosten betrugen 35 000 DM. Sie waren nicht vor- 
herzusehen und sind imabweisbar. 


1112 *) 52 000 000, Erstattung von Aufwendungen nach dem 

pj ' Renten-Mehrbetrags-Gesetz 

Nach § 11 des Gesetzes zur Gewährung von Mehr- 
beträgen in den gesetzlichen Rentenversicherungen 
und zur Neufestsetzung des Beitrages in der Ren- 
tenversicherung der Arbeiter, der Rentenversiche- 
rung der Angestellten und der Arbeitslosenver- 
sicherung (Renten-Mehrbetrags-Gesetz — RMG — ) 
zahlen die Träger der Rentenversicherung der Ar- 
beiter und der Rentenversicherung der Angestell- 
ten bis zum 20. Dezember 1954 Vorschüsse auf die 
Mehrbeträge für die Monate Dezember 1954 und 
Januar, Februar und März 1955. 

Nach § 7 Abs. 3 in Verbindung mit § 12 des RMG 
werden die Leistungen aus diesem Gesetz für die 
Fälle, in denen ein Träger der knappschaftlichen 
Rentenversicherung den Mehrbetrag feststellt, vom 
1. Dezember 1954 an vom Bund getragen. Dem 
Bund fallen ferner nach § 7 Abs. 1 und 2 dieses 
Gesetzes die Mehrbeträge zur Last, soweit sie auf 
j Leistungen entfallen, die nach den §§ 13 und 14 
i des Fremdrenten- und Auslandsrentengesetzes vom 
7. August 1953 (BGBl. I S. 848), nach § 90 des Bun- 
desversorgungsgesetzes vom 20. Dezember 1950 
(BGBl. S. 791) und nach § 72 des Gesetzes zur 
Regelung der Rechtsverhältnisse der unter Art. 131 
I des Grundgesetzes fallenden Personen in der Fas- 

! I sung vom 1. September 1953 (BGBl. I S. 1287) für 

I Ersatzzeiten den Rentenversicherungsträgem vom 

I Bund zu erstatten sind. Der Bedarf für das Rech- 

I ! nungsjahr 1954 wird bis auf 52 000 000 DM ge- 

’ schätzt. Es handelt sich um unabweisbare Aus- 

I gaben, die zwangsläufig sind und nicht vorherzu- 

I sehen waren. Die genaue Höhe des Überschrei- 
; tungsbetrages liegt noch nicht fest. Deshalb ist 
I erst ein Annäherungsbetrag zugewiesen. Die Zu- 
I Weisung nach Muster 14 RWB ist erst vorgesehen, 
wenn der zu zahlende Betrag endgültig feststeht. 
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Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


110 000 ,— 


Kosten für Sachverständige 


Das Hauptprüfungsamt für die Deutsche Bundes- 
bahn soll auf Grund eines Beschlusses der Bun- 
desregierung in Zusammenarbeit mit den Wirt- 
schaftsprüfern Dr. Morgenthaler und Dr. Wollert, 
Düsseldorf, der Deutschen Revisions- und Treu- 
hand AG (Treuarbeit), Frankfurt (Main), und dem 
Institut „Finanzen und Steuern“, Bonn, ein Gut- 
achten darüber erstatten, welche personellen und 
betriebswirtschaftlichen Maßnahmen die Bundes- 
bahn über die bereits dem Bundeskabinett unter- 
breiteten Maßnahmen hinaus durchführen kann, 
um der in den letzten Jahrzehnten eingetretenen 
Strukturveränderung im Verkehr Rechnung zu 
tragen und eine anhaltende Wirtschaftlichkeit zu 
gewährleisten. Die Kosten, die 110 000 DM betra- 
gen, sind zum Haushalt 1955 — Kap. 1202 Tit. 953 — 
angemeldet worden. Die Lage Bundesbahn 
erfordert es, daß der Auftrag unverzüglich erteilt 
wird. Es muß damit gerechnet werden, daß der 
Betrag von 110 000 DM bereits im Laufe desRech- 
I nungsjahres 1954 in voller Höhe zu zahlen ist. Es 
j ist daher eine überplanmäßige Haushaltsausgabe 
j von 110 000 DM erforderlich. Es handelt sich um 
i eine Mehrausgabe, die unabweisbar und unvorher- 
gesehen ist und die ohne Gefährdung wichtiger 
Bundesinteressen nicht unterbleiben oder hinaus- 
geschoben werden kann. 

Einsparung an anderer Stelle. 


56 400,— 


Vorarbeiten für Radar-Landanlagen an Elbe und 
Weser — Restbetrag 


Für das vorbezeichnete Vorhaben war im Bun- 
deshaushaltsplan 1953 bei Kap. 1204 Tit. 310 ein 
Betrag von 100 000 DM ausgebracht. Die Zweckbe- 
stimmung bei diesem Titel sah außerdem eine Bin- 
dungsermächtigung gern. § 45 b RHO in Höhe von 
160 000 DM vor. Nach restloser Freigabe dieser 
Haushaltsmittel und Erteilung der Zustimmung 
zur Inanspruchnahme der Bindungsermächtigung 
durch den Herrn Bundesminister der Finanzen 
wurden im Rechnungsjahr 1953 Aufträge zur 
Durchführung des Probebetriebes an ausländische 
Firmen, die über einige Erfahrung in Radar- 
Landanlagen ähnlicher Art verfügten, in einer Ge- 
samthöhe von 250 000 DM erteilt, und zwar 

über 200 000 DM für die Elbmündung an Neder- 
landsch-Radar-Proefstation in 
Rotterdam und 
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12 04 I — ! *) 800 000,— j 

apl. 954 bereits früher | 

I bewilligt und i 

j nach gewiesen *) 3 500 0 00, — , 

I zus. ; *) 4 300 000,— j 


über 50 000 DM für die Wesermündung an 
Firma Decca Radar Ltd., ver- 
treten durch Telef unken; 

weitere 10 000 DM waren für eine Anzahl klei- 
nerer Ausgaben für Materia- 
lien, Betriebsstoffe und Per- 
sonaleinsatz festgelegt. 

Da die Vorbereitungen zur Aufnahme des Probe- 
betriebes sich länger als vorgesehen hinauszöger- 
ten, konnten von den 1953 ausgebrachten Haus- 
haltsmitteln bis zum Schluß dieses Rechnungsjah- 
res nur 50 000 DM verbraucht werden; die rest- 
lichen 50 000 DM mußten, da in der Zweckbestim- 
mung die Übertragbarkeit der Mittel nicht vor- 
gesehen war, am Schluß des Rechnungsjahres in 
Abgang gestellt werden. Es ergab sidi daher 
zwangsläufig auf Grund der im Rechnungsjahr 
1953 eingegangenen Verbindlichkeiten für das 
Rechnungsjahr 1954 ein Mehrbedarf in Höhe des 
am Schluß des Rechnungsjahres 1953 in Abgang 
gestellten Restbetrages von 50 000 DM zuzüglich 
der gesetzlichen Kürzung von 4 v. H. des Haus- 
haltsbetrages für 1954 in Höhe von 6400 DM, ins- 
gesamt also ein Mehrbedarf von 56 400 DM. 

Maßnahmen auf Helgoland 

1. Beseitigung von Sturmflutschäden 

2. Abbruch des Dünenhafens 

Zu 1 

Die Sturmflut vom 16. bis 17. Januar 1954 
hat an der Westmole des Vorhafens von Helgoland 
außerordentlich starke Schäden verursacht. Der 
Sturm in Stärke 8 — 9 (in Böen bis 11) kam genau 
aus Westen, so daß die Mole drei Tage lang senk- 
recht zur Molenachse, also in der ungünstigsten 
Richtung, angegriffen wurde. Die in den Jahren 
1939 — 1941 von der ehemaligen Kriegsmarine erbaute 
Mole wurde auf rd. 190 m Länge bis auf die Grün- 
dungsblöcke zerstört und in den anschließenden 
Strecken stark zerrüttet. Die Ursache der Schäden 
ist in der unzureichenden Bauweise zu suchen. Die 
unumgänglich notwendige Wiederherstellung der 
zerstörten Westmole in sturmflutsicherer Bauweise 
einschließlich der erforderlichen Sicherungsmaß- 
nahmen an der Ostmole, die ebenfalls durch die 
Sturmflut stark in Mitleidenschaft gezogen wurde, 
erfordert nach überschläglichem Kostenanschlag 
insgesamt 11 200 000 DM. Um eine Ausweitung der 
Schäden zu verhindern, mußten noch im Rech- 
nungsjahr 1954 einleitende Arbeiten durchgeführt 
werden, die außerplanmäßige Mittel in Höhe von 
3 300 000 DM erforderten. Die dringende Notwen- 
digkeit der Durchführung dieser Maßnahme war 
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bei Aufstellung des Haushalts für 1954 nicht vor- 
hersehbar. Sie war jedoch bei der gegebenen Sach- 
lage unabweisbar. 

Zu 2 

Die Sturmflut im Januar 1954 hat auch starke 
Uferabbrüche an der Düne bewirkt. Sicherung und 
Erhaltung der Düne sind zwar Aufgabe der Ge- 
meinde Helgoland, jedoch liegt an der Düne der von 
der ehemaligen Kriegsmarine erbaute Dünenhafen, 
der heute keinerlei Aufgaben mehr zu erfüllen 
hat, dagegen aber die natürliche Sandzufuhr zum 
Strand der Düne unterbricht und dadurch weite- 
ren Uferabbrüchen an der Düne Vorschub leistet. 
Die Beseitigung des Dünenhafens ist Bundessache 
und auch bei der Planung zum Wiederaufbau der 
bundeseigenen Anlagen auf Helgoland (vgl. Kap. 
A 1204 Tit. 730) bereits mitberücksichtigt. Aus den 
im außerordentlichen Haushalt bisher bei E. PI. 
XII Kap. E 14 und im Rechnimgsjahr 1954 bei 
Kap. A 1204 Tit. 730 ausgebrachten geringen Jah- 
resraten konnten jedoch Mittel für diesen Zweck 
noch nicht freigemacht werden. Die Sturmflut hat 
aber gezeigt, daß eine weitere Verschiebung der 
Abbrucharbeiten am Dünenhafen auf ein späteres 
Rechnungsjahr nicht mehr verantwortet werden 
konnte, da anderenfalls der gesamte Wiederaufbau 
Helgolands in Frage gestellt worden wäre. Die 
Inanspruchnahme außerplanmäßiger Haushaltsmit- 
tel in Höhe von 1 000 000 DM im Rechnungsjahr 
1954 für den Abbruch des Hafens war daher un- 
abweisbar. Auch bei dieser Maßnahme war die 
Notwendigkeit der Durchführung bei Aufstellung 
des Haushalts 1954 noch nicht vorhersehbar. 

12 960, — 20 000, — Zuschuß zur Gemeinschaftsverpflegung 

Mehr infolge Erhöhung des Zuschusses und Stei- 
gerung der Teilnahme an der Gemeinschaftsver- 
pflegimg. Die Mehrausgabe ist unvermeidlich und 
unaufschiebbar, weil die Verwaltungs angeh örigen 
I ein Recht auf Gewährung des Zuschusses haben. Sie 
I konnte bei Aufstellung des Haushalts 1954 nicht vor- 
I hergesehen werden, da der Zuschuß erst im Laufe 
I des Rechnungsjahres erhöht wurde, sich hierdurch 
I die Aufwendungen für die bisherigen Teilnehmer 
verdoppeln und nach der Erhöhung weitere teil- 
nahmeberechtigte Verwaltungsangehörige sich der 
Gemeinschaftsverpflegung angeschlossen haben. 

4 800, — 22 800, — Vermischte Verwaltungsausgaben 

I Mehr, da die Bundesanstalt für Straßenbau für die 
Einnahmen aus Leistungen für Dritte in den Rech- 
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I 


391 968,-^ 


71520— I 


16 100,— 


nungs Jahren 1948 bis 1953 vom Finanzamt Köln 
nachträglich zur Umsatzsteuer veranlagt wurde. 
Da die Umsatzsteuerpflicht für diese Einnahmen 
bisher bestritten wurde, ist die Steuer nicht be- 
rechnet und nicht abgeführt worden. 

Die Ausgabe ist unabweisbar. Mittel hierfür konn- 
ten im Haushalt 1954 nicht veranschlagt werden. 

Beschäftigungsvergütungen, Trennungseiitschädi- 
gungen, Fahrkostenersatz und Verpflegungszu- 
schüsse sowie Fahrkosten für auswärtigen Fami- 
lienbesuch für Beamte, Angestellte und Arbeiter 

Die Mehrausgabe war nicht vorherzusehen, da bei 
Aufstellung des Haushalts 1954 mit der Kürzung 
gern. § 4 des Haushaltsgesetzes nicht gerechnet wer- 
den konnte. Sie ist unvermeidlich und unauf-^ 
schiebbar, da den im Zuge der Neuorganisation des 
Deutschen Wetterdienstes zur Zentrale nach Frank- 
furt (Main) versetzten Verwaltungsangehörigen die 
Trennungsentschädigung nicht versagt und auch 
die Wohnungszuweisung nicht weiter beschleunigt 
werden kann. 


28 500,— 


Umzugskostenvergütungen und Umzugskosten- 
beihilfen 

Mehr, weil neuerdings nach den Bestimmungen 
über die Gewährung von Trennungsentschädigung 
und Umzugskostenersatz für Beamte z. Wv. bei 
Einstellung in den Bundesdienst (MinBlFin 1954 
S. 176) den nach § 19 oder § 20 Abs. 1 Nr. 1 des 
Gesetzes zu Art. 131 GG in den Bundesdienst ein- 
gestellten Beamten z. Wv. Umzugskosten zu er- 
statten sind. Die Mehrausgabe war nicht vorher- 
zusehen. Sie ist unvermeidlich und unaufschieb- 
bar. 


Einzelplan 26 — Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte — 


26 0 1 
apl. 310 


*) 1 200 000 ,— 


Einmalige Unterstützung für die nach dem 26. Sep- 
tember 1953 aus ausländischem Gewahrsam ein- 
treffenden Gefangenen 

Als erste Hilfe zur Befriedigung dringendster per- 
sönlicher Bedürfnisse erwies es sich als unabweis- 
bar, jedem nach dem 26. September 1953 im Bun- 
desgebiet eintreffenden Heimkehrer eine einmalige 
Unterstützung von 100 DM zu zahlen. Die Mehr- 
ausgabe konnte bei Aufstellung des Haushalts 1954 
nicht vorhergesehen werden; sie mußte daher 
außerplanmäßig geleistet werden. 
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20 500,— 

Zuschuß zur Gemeinschaftsverpflegung 

Der Verpflegungszuschuß ist mit Wirkung vom 


32 03^ 
apl. 710 


1. August 1954 von 0,30 DM auf 0,60 DM pro Ver- 
pflegungsteilnehmer erhöht worden. Die dadurch 
entstandene Mehrausgabe war nicht vorherzusehen. 
Die erforderlichen Haushaltsmittel mußten des- 
halb überplanmäßig zur Verfügung gestellt wer- 
den. 

Einsparung an anderer Stelle. 

*) 51 000, Einbau von Sonnenschutzvorrichtungen am Neubau 

der Bundesschuldenverwaltung in Bad Homburg 

Im Interesse der Leistungsfähigkeit und der Ge- 
sundheit der Bediensteten war der Einbau von 
Markisen an dem Dienstgebäude der Bundesschul- 
denverwaltung unabweisbar erforderlich. Die Aus- 
gabe war nicht vorherzusehen; sie konnte deshalb 
weder bei der Planung und der Kostenaufstellung 
der Bauarbeiten (Kap. A 3203 Tit. 710) noch bei 
der Aufstellung des Haushaltsplans für das Rech- 
nungsjahr 1954 berücksichtigt werden. Versuche, 
die Sonneneinwirkung auf die Arbeitsräume in an- 
derer Weise abzuschirmen, haben sich als völlig 
unzureichend erwiesen. 

I Einsparung an anderer Stelle. 


133 069 000,— 
(voller Haus- 
haltsbetrag) ! 


7 330 000, — Tilgung der durch das Londoner Schulden- 

abkommen geregelten Verbindlichkeiten 

In dem Haushaltsansatz für das Rechnungsjahr 
1954 sind 14 660 000 DM für Verbindlichkeiten des 
Lee-Higginson-Kredits enthalten. Dieser Betrag 
wurde unter Berücksichtigung der vereinbarten 
Raten errechnet. Da jedoch gern. Art. III des Lee- 
Higginson- Abkommens jederzeit mit über den 
Haushaltsansatz hinausgehenden Abrufen gerech- 
net werden muß, ist zur haushaltsmäßigen Sicher- 
stellung für Vorauszahlungen, die nach o. a. Ab- 
kommen spätestens 6 Arbeitstage nach Absendung 
der Aufforderung fällig werden, ein weiterer Be- 
trag von 7 330 000 DM überplanmäßig erforder- 
lich. Die Zahlung ist unabweisbar, da es sich um 
die Erfüllung einer im Londoner Abkommen fest- 
gelegten Verpflichtung handelt; sie konnte auch bei 
der Aufstellung des Haushaltsplans 1954 nicht vor- 
hergesehen werden, da die Einführung der libera- 
lisierten Kapitalkonten erst durch die Genehmi- 
gung Nr. 69/54 der Bank deutscher Länder vom 
10. September 1954 zugelassen worden ist. 

Einsparung an anderer Stelle. 
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Einzelplan 40 — Soziale Kriegsfolgeleistungen — 

40 07 

— 

*) 1 490 568,56 

Erstattung von Ausgleichsbeträgen 

apl. 340 



Ausgleichsbeträge nach § 14 des Gesetzes zu Art. 131 


GG, die vom Bund in den Rechnungsjahren 1952 
und 1953 vereinnahmt und im Rechnungsjahr 1954 
als überzahlt zurückzuzahlen sind, werden im Rech- 
nungsjahr 1954 apl. gebucht (vgl. § 70 Abs. 1 RHO 
und Rundschreiben BMF 11 C — SK 0701 — 38/54 
vom 7. Juli 1954). 


Einzelplan 60 — Allgemeine Finanz Verwaltung — 


60 02 

12 000 000,— 

4 000 000,— 

107 

(voller Haus- 
haltsbetrag) 
4- 14 404,66 

(Aiisigaberest 
aus 1953) 

12 014 404,66 


60 02 

129 600,— 

100 000,— 

241 


i 

i 

60 02 


i 

*) 147 581 986,12 

apl. 571 




Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für 
Beamte, Angestellte und Arbeiter 

In den letzten Jahren waren die Mittel für Beihil- 
fen durchweg zu niedrig veranschlagt, so daß sich 
in jedem Jahr ein erheblicher Überhang an nicht 
erledigten Beihilfefällen ergeben hat. Außerdem 
ist eine allgemeine Zunahme der Beihilfenfälle wie 
auch ein Ansteigen der Arzthonorare, der Kosten 
für Krankenhausaufenthalte und der Arzneikosten 
zu verzeichnen. Nach der neueren Rechtsprechung 
(vgl. Urteil des Bundesgerichtshofs vom 21. Sep- 
tember 1953 — III ZR — 304/52) besteht ein klag- 
barer Anspruch auf Beihilfen. 

Die stärkere Inanspruchnahme der Beihilfenmittel 
konnte bei der Aufstellung des Voranschlags für 
1954 nicht vorhergesehen werden; die Mehraus- 
gabe ist unabweisbar, sie mußte daher überplan- 
mäßig genehmigt werden. 

Außergewöhnlicher Aufwand von Beauftragten der 
Bundesrepublik im Ausland sowie deutscher Dele- 
gationen und Dienststellen im Verkehr mit dem 
Auslande 

Die Besuche ausländischer Staatsmänner und De- 
legationen in Deutschland wie auch die Reisen von 
Mitgliedern der deutschen Bundesregierung in das 
Ausland haben einen stärkeren Umfang angenom- 
men, als bei der Aufstellung des Haushaltsvoran- 
schlags 1954 vorauszusehen war. Die entstehen- 
den Mehrausgaben waren unabweisbar, sie muß- 
ten deshalb überplanmäßig bewilligt werden. 

Betriebsmitteldarlehen an die Deutsche Bundes- 


Die finanzielle Lage der Deutschen Bundesbahn 
hat es ihr bisher nicht gestattet, die bis zum 31. De- 
izember 1953 aufgelaufenen Zinsrückstände für 
Ausgleichsforderungen der Bank deutscher Län- 
der in Höhe von 147 581 986,12 DM abzudecken. Es 
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ist nunmehr vereinbart worden, der Deutschen 
Bundesbahn aus Bundesmitteln ein bis zum 
31. März 1955 rückzahlbares Darlehen (Kassenhilfe) 
in dieser Höhe zu gewähren. Der Betrag wird 
gleichzeitig von der Bank deutscher Länder an den 
Bund als zusätzliche Gewinnausschüttung abge- 
führt. 


apl. 302 


*) 1 500 050,-- 


Ausgleichszahlung an die Firma Svenska Tänd- 
sticks Aktieholaget in Jönköping (Schweden) 

Infolge Erhöhung der Zündwarensteuer im Jahre 
1946 auf das Zehnfache kann die Vorschrift des 
§ 31 Abs. 2 des Zündwarenmonopolgesetzes prak- 
tisch nicht mehr angewendet werden. Durch die 
Nichtanwendung dieser Vorschrift erwächst der 
Firma Svenska Tändsticks Aktieholaget in Jön- 
köping, die nach dem Zündwarenmonopolgesetz 
am Restgewinn aus dem Zündwarenmonopol zur 
Hälfte beteiligt ist, ein Schaden. Zur Abgeltung 
der von der Firma gestellten Schadensersatzan- 
sprüche für das Geschäftsjahr 1953 hat sich der 
Bund durch den Vergleich vom 21. Juni 1954 ver- 
pflichtet, den Betrag von 1 500 050 DM an die 
Firma zu zahlen. Der Haushaltsausschuß des Deut- 
schen Bundestages hat in seiner Sitzung vom 
8. Oktober 1954 dem Vergleich zugestimmt. Der 
Vergleich ist somit gern, § 4 seines Wortlautes 
rechtswirksam. 
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